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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel I 

Änderung des Patentgesetzes 1970 
§ 54. (1) ... § 54. (1) ... 
(2) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonn- oder Feiertag oder auf einen 

Werktag, an dem die Einlaufstelle des Patentamtes geschlossen ist, so ist der 
nächste Werktag als letzter Tag der Frist anzusehen. 

(2) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonn- oder Feiertag oder auf einen 
Werktag, an dem die Eingangsstelle des Patentamts geschlossen ist, so ist der 
nächste Werktag als letzter Tag der Frist anzusehen. 

(3) ... (3) ... 
§ 58a. (1) Dem Patentamt kommt insofern Rechtspersönlichkeit (Teilrechts-

fähigkeit) zu, als es berechtigt ist, durch folgende Service- und Informationsleis-
tungen auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes Vermögen und Rechte zu 
erwerben: 

§ 58a. (1) Dem Patentamt kommt insofern Rechtspersönlichkeit (Teilrechts-
fähigkeit) zu, als es berechtigt ist, durch folgende Service- und Informationsleis-
tungen auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes Vermögen und Rechte zu 
erwerben: 

 1. schriftliche Auskünfte und Auskünfte mittels elektronischer Datenträger 
und Medien über Daten, die angemeldete und registrierte gewerbliche 
Schutzrechte betreffen, 

 1. schriftliche Auskünfte und Auskünfte mittels elektronischer Datenträger 
und Medien über Daten, die angemeldete und registrierte gewerbliche 
Schutzrechte betreffen, 

 2. statistische Auswertungen von Daten im Bereich des gewerblichen 
Rechtsschutzes, 

 2. statistische Auswertungen von Daten im Bereich des gewerblichen 
Rechtsschutzes, 

 3. Mitwirkung bei der Erstattung von Recherchen über den Stand der Tech-
nik und von Gutachten über die Patentierbarkeit von Erfindungen für 
Staaten oder internationale staatliche oder nichtstaatliche Organisationen, 
die mit Aufgaben auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes befaßt 
sind, insbesondere Vermittlung, Vertrieb, Aufbereitung und Abwicklung, 

 3. Erstattung von Recherchen über den Stand der Technik und von Gutach-
ten über die Patentierbarkeit von Erfindungen für Personen, Unternehmen, 
Staaten oder internationale staatliche oder nichtstaatliche Organisationen, 
die mit Aufgaben auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes be-
fasst sind, 

 4. Mitwirkung bei der Erstattung von Schutzrechtsrecherchen, insbesondere 
Vermittlung, Vertrieb, Aufbereitung und Abwicklung, 

 4. Erstattung von Schutzrechtsrecherchen und von Patentbewertungen, ins-
besondere unter Heranziehung anerkannter Evaluierungsstandards, 

 5. schriftliche Auskünfte und Auskünfte mittels elektronischer Datenträger 
und Medien im Rahmen von Markenanmeldeverfahren sowie auf Grund 
gesonderter Anträge darüber, ob ein bestimmtes Zeichen angemeldeten 
oder registrierten Marken gleich oder möglicherweise ähnlich ist („Ähn-
lichkeitsrecherchen“), 

 5. schriftliche Auskünfte und Auskünfte mittels elektronischer Datenträger 
und Medien im Rahmen von Markenanmeldeverfahren sowie auf Grund 
gesonderter Anträge darüber, ob ein bestimmtes Zeichen angemeldeten 
oder registrierten Marken gleich oder möglicherweise ähnlich ist („Ähn-
lichkeitsrecherchen“), 

 6. Übersetzungen von Waren- und Dienstleistungsverzeichnissen für die 
internationale Registrierung von Marken, 

 6. Übersetzungen von Waren- und Dienstleistungsverzeichnissen für die 
internationale Registrierung von Marken, 
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 7. Klassifizierung von Bildbestandteilen von Marken für nationale oder 

internationale staatliche oder nichtstaatliche Organisationen, die mit Auf-
gaben auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes befaßt sind, 

 7. Klassifizierung von Bildbestandteilen von Marken für nationale oder 
internationale staatliche oder nichtstaatliche Organisationen, die mit Auf-
gaben auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes befasst sind, 

 8. Vertrieb von Informationsleistungen und -diensten nationaler oder inter-
nationaler staatlicher oder nichtstaatlicher Organisationen, die mit Aufga-
ben auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes befaßt sind, 

 8. Vertrieb von Informationsleistungen und -diensten, die mit Aufgaben auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes befasst sind, 

 9. Herstellung, Verlag, Vertrieb und Vermittlung von Druckwerken, Soft-
ware und bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern sowie 

 9. Herstellung, Verlag, Vertrieb und Vermittlung von Druckwerken, Soft-
ware und bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern sowie 

 10. Ausstellungen, Seminare und ähnliche Veranstaltungen.  10. Ausstellungen, Seminare und ähnliche Veranstaltungen 
§ 58b. (1) bis (2) ... § 58b. (1) bis (2) ... 
(3) Auf Dienstverträge, die das Patentamt im Rahmen seiner Teilrechtsfähig-

keit abschließt, ist das Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, anzuwenden. 
(3) Auf Dienst- und Werkverträge, die im Rahmen des Abs. 1 abgeschlossen 

werden, findet das auf die Art der Tätigkeit jeweils zutreffende Gesetz Anwen-
dung. Ein Dienstverhältnis zum Bund wird nicht begründet. 

(4) ... (4) ... 
 (5) Im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit wird das Patentamt durch den Ge-

schäftsführer vertreten. Dieser kann andere verantwortlich betraute Personen zum 
Abschluss von bestimmten Rechtsgeschäften im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit 
ermächtigen. Das Patentamt hat in diesem Zusammenhang eine Bezeichnung zu 
führen, der die eigene Rechtspersönlichkeit zu entnehmen ist. 

§ 60. (1) bis (2) ... § 60. (1) bis (2) ... 
(3) Unbeschadet der in anderen Rechtsvorschriften diesen Abteilungen und 

Organisationseinheiten übertragenen Aufgaben sind zuständig: 
 1. die Technische Abteilung für das Verfahren zur Erteilung von Patenten, 

das Einspruchsverfahren, die Verfahren betreffend den Verzicht und die 
Erstattung schriftlicher Recherchen und Gutachten; 

(3) Unbeschadet der in anderen Rechtsvorschriften diesen Abteilungen und 
Organisationseinheiten übertragenen Aufgaben sind zuständig: 
 1. die Technischen Abteilungen für das Verfahren zur Erteilung von Paten-

ten, das Einspruchsverfahren, die Verfahren betreffend den Verzicht und 
die Erstattung schriftlicher Recherchen und Gutachten; 

 2. bis  4. ...  2. bis  4. ... 
§ 62. (1) Mit den Beschlüssen und Verfügungen im Wirkungsbereich der 

Technischen Abteilung ist das nach der Geschäftsverteilung zuständige fachtech-
nische Mitglied (Prüfer) betraut, soweit nicht in den Abs. 3 und 4 etwas anderes 
bestimmt ist. 

§ 62. (1) Mit den Beschlüssen und Verfügungen im Wirkungsbereich der 
Technischen Abteilungen ist das nach der Geschäftsverteilung zuständige fach-
technische Mitglied (Prüfer) betraut, soweit nicht in den Abs. 3 und 4 etwas ande-
res bestimmt ist. 

(2) bis (7) ... (2) bis (7) ... 
§ 64. (1) ... § 64. (1) ... 
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(2) Die Entscheidungen des Patentamtes sind mit Gründen zu versehen. Wird 

im einseitigen Verfahren vor der Technischen Abteilung oder der Rechtsabteilung 
einem Antrag vollinhaltlich stattgegeben, so kann die Begründung entfallen. Alle 
Erledigungen sind schriftlich auszufertigen und allen Beteiligten von Amts wegen 
zuzustellen oder telegraphisch, fernschriftlich oder mit Telefax zu übermitteln. Im 
Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch 
möglichen Weise können schriftliche Ausfertigungen dann übermittelt werden, 
wenn 
 1. die Partei Eingaben in derselben Weise zulässigerweise eingebracht und 

dieser Übermittlungsart nicht gegenüber der Behörde ausdrücklich wider-
sprochen hat, oder 

 2. die Partei dieser Übermittlungsart ausdrücklich zugestimmt hat. 

(2) Die Entscheidungen des Patentamtes sind mit Gründen zu versehen. Wird 
im einseitigen Verfahren vor einer Technischen Abteilung oder der Rechtsabtei-
lung einem Antrag vollinhaltlich stattgegeben, so kann die Begründung entfallen. 
Alle Erledigungen sind schriftlich auszufertigen und allen Beteiligten von Amts 
wegen zuzustellen oder telegraphisch, fernschriftlich oder mit Telefax zu übermit-
teln. Im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen 
technisch möglichen Weise können schriftliche Ausfertigungen dann übermittelt 
werden, wenn 
 1. die Partei Eingaben in derselben Weise zulässigerweise eingebracht und 

dieser Übermittlungsart nicht gegenüber der Behörde ausdrücklich wider-
sprochen hat, oder 

 2. die Partei dieser Übermittlungsart ausdrücklich zugestimmt hat. 
(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 
§ 157. (1) Wird in einem Nichtigerklärungsverfahren ein Unterbrechungsbe-

schluss (§ 156) vorgelegt, so gelten für das Verfahren ab der Vorlage folgende 
Besonderheiten: 
 1. Das Verfahren ist beschleunigt zu behandeln. 
 2. Demjenigen, der den Unterbrechungsbeschluss vorlegt, ist von der Ein-

laufstelle sofort auf einer Halbschrift zu bestätigen, dass er ein Verfahren 
vor der Nichtigkeitsabteilung anhängig gemacht, sich einem anhängigen 
Verfahren als Nebenintervenient angeschlossen oder zu einem anhängigen 
Verfahren einen Unterbrechungsbeschluss vorgelegt hat. 

 3. Die Gegenschrift (§ 115 Abs. 2) ist innerhalb der unerstreckbaren Frist 
von einem Monat einzubringen. 

 4. Beweise über Behauptungen, die nicht spätestens zwei Wochen vor der 
mündlichen Verhandlung dem Patentamt vorgebracht und dem Gegner 
mitgeteilt worden sind, dürfen nur aufgenommen werden, wenn der Geg-
ner nicht widerspricht. 

 5. Die Fristen für die Berufung (§ 138) und die Berufungsbeantwortung 
betragen einen Monat und sind unerstreckbar. 

§ 157. (1) Wird in einem Nichtigerklärungsverfahren ein Unterbrechungsbe-
schluss (§ 156) vorgelegt, so gelten für das Verfahren ab der Vorlage folgende 
Besonderheiten: 
 1. Das Verfahren ist beschleunigt zu behandeln. 
 2. Demjenigen, der den Unterbrechungsbeschluss vorlegt, ist von der Ein-

gangsstelle sofort auf einer Halbschrift zu bestätigen, dass er ein Verfah-
ren vor der Nichtigkeitsabteilung anhängig gemacht, sich einem anhängi-
gen Verfahren als Nebenintervenient angeschlossen oder zu einem anhän-
gigen Verfahren einen Unterbrechungsbeschluss vorgelegt hat. 

 3. Die Gegenschrift (§ 115 Abs. 2) ist innerhalb der unerstreckbaren Frist 
von einem Monat einzubringen. 

 4. Beweise über Behauptungen, die nicht spätestens zwei Wochen vor der 
mündlichen Verhandlung dem Patentamt vorgebracht und dem Gegner 
mitgeteilt worden sind, dürfen nur aufgenommen werden, wenn der Geg-
ner nicht widerspricht. 

 5. Die Fristen für die Berufung (§ 138) und die Berufungsbeantwortung 
betragen einen Monat und sind unerstreckbar. 

 
V. BIOPATENT MONITORING KOMITEE 

§ 166. (1) Das Biopatent Monitoring Komitee beobachtet und bewertet die 
Auswirkungen der Umsetzung der Richtlinie 98/44/EG des Europäischen Parla-
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ments und des Rates vom 6. Juli 1998 über den rechtlichen Schutz biotechnologi-
scher Erfindungen, ABl. Nr. L 213 vom 30. Juli 1998, S.13, im Hinblick auf rele-
vante mit Schutzwirkung für die Republik Österreich erteilte Patente und 
Gebrauchsmuster. 

(2) Dem Biopatent Monitoring Komitee kommen insbesondere die sich aus 
der Entschließung des Nationalrats vom 16. April 1998, 107/E (XX. GP), erge-
benden Aufgaben zu: 
 1. Überprüfung der Auswirkungen der in Umsetzung der Richtlinie erlasse-

nen österreichischen Rechtsvorschriften auf Menschenrechte, Tiere, 
Pflanzen und ökologische Systeme sowie auf den Konsumentenschutz, 
die Landwirtschaft und die Entwicklungsländer; 

 2. Überprüfung der Erteilungs- und Spruchpraxis, insbesondere hinsichtlich 
§ 1 Abs. 3 Z 2 und 3, § 2 Abs. 2 Satz 1 sowie §§ 36 und 37; 

 3. Überprüfung, ob die in Umsetzung der Richtlinie erlassenen österreichi-
schen Rechtsvorschriften folgenden Grundsätzen gerecht werden: 

 a) kein Patentschutz für Verfahren zum Klonen von Menschen und zur 
Veränderung der menschlichen Keimbahn; 

 b) kein Patentschutz für Verfahren, in denen menschliche Embryonen 
verwendet werden, und für Embryonen selbst; 

 c) keine weitere Einschränkung der „Tierschutzklausel” gemäß Art. 6 
Abs. 2 lit. d der Richtlinie; 

 d) Gewährung des Viehzüchter- und Landwirteprivilegs gemäß Art. 11 
der Richtlinie; 

 e) Wahrung der Verpflichtungen aus dem Übereinkommen über die bio-
logische Vielfalt, BGBl. Nr. 213/1995. 

 4. Beobachtung der forschungs- und wirtschaftspolitischen Konsequenzen, 
insbesondere auch auf kleine und mittlere Unternehmen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat in Ab-
ständen von drei Jahren dem Nationalrat einen Bericht über die Beobachtungen 
und Bewertungen des Biopatent Monitoring Komitees zu übermitteln. Der erste 
Bericht ist spätestens am 30. Juni 2012 zu übermitteln. 

§ 167. (1) Dem Biopatent Monitoring Komitee gehören folgende Mitglieder 
an: 
 1. ein Vertreter des Bundeskanzleramts; 
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 2. ein Vertreter des Bundesministers für Gesundheit, Familie und Jugend; 
 3. ein Vertreter des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft; 
 4. ein Vertreter des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technolo-

gie; 
 5. ein Vertreter des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit; 
 6. ein Vertreter des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung; 
 7. ein Vertreter der Bioethikkommission; 
 8. ein Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich; 
 9. ein Vertreter der Landwirtschaftskammer Österreich; 
 10. ein Vertreter des Österreichischen Gewerkschaftsbundes; 
 11. ein Vertreter der Österreichischen Patentanwaltskammer; 
 12. ein Vertreter des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages; 
 13. ein Vertreter der Vereinigung der Österreichischen Industrie; 
 14. ein Vertreter der Österreichischen Vereinigung für gewerblichen Rechts-

schutz und Urheberrecht; 
 15. ein Vertreter des Rings der Industrie-Patentingenieure Österreichs; 
 16. ein Vertreter des Vereins für Konsumenteninformation; 
 17. ein Vertreter der Umweltbundesamt GmbH; 
 18. ein Vertreter des Ökobüro - Koordinationsstelle österreichischer Umwelt-

organisationen. 
(2) Das Komitee soll für den Dialog mit interessierten Bürgerinnen und Bür-

gern offen sein. 
(3) Der Vorsitzende des Biopatent Monitoring Komitees und ein allfälliger 

Stellvertreter werden von den Mitgliedern des Komitees gewählt. Das Komitee ist 
beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Die 
Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

(4) Das Komitee hat sich eine Geschäftsordnung zu geben und kann auch Ar-
beitsgruppen bilden. In Erfüllung seiner Aufgaben ist das Komitee berechtigt, 
Experten und sonstige Auskunftspersonen beizuziehen und an diese entgeltliche 
Aufträge zu vergeben. 
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(5) Dem Vorsitzenden des Komitees obliegt die Vertretung des Komitees 

nach außen. Die Tätigkeit der Mitglieder des Komitees ist ein unbesoldetes Ehren-
amt. 

(6) Die beim Patentamt eingerichtete Geschäftsstelle unterstützt das Komitee, 
seinen Vorsitzenden und allfällig eingerichtete Arbeitsgruppen bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben. Die Geschäftsstelle hat für jedes Kalenderjahr einen Voranschlag 
und einen Rechnungsabschluss zu erstellen. 

 § 178a. Der in diesem Bundesgesetz und in anderen bundesgesetzlichen Be-
stimmungen enthaltene auf die Beschwerdeabteilung des Patentamts bezogene 
Begriff „Beschwerdeabteilung“ wird jeweils durch den Begriff „Rechtsmittelabtei-
lung“ in der jeweils grammatikalisch richtigen Form ersetzt. 

§ 180a. (1) bis (6) ... § 180a. (1) bis (6) ... 
 (7) § 54 Abs. 2, § 157 Abs. 1 Z 2 und § 178a in der Fassung des Bundesge-

setzes BGBl. I Nr. xxx/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 
(8) § 58a Abs. 1, § 58b Abs. 3, 5 und 6, § 60 Abs. 3 Z 1, § 62 Abs. 1, § 64 

Abs. 2 zweiter Satz, und Abschnitt V in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2009 treten mit Beginn des auf die Kundmachung des genannten Bundes-
gesetzes folgenden Tages in Kraft. 
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Artikel II 

Änderung des Patentverträge-Einführungsgesetzes 
Übersetzung der europäischen Patentschrift 

§ 5. (1) Wird die europäische Patentschrift nicht in deutscher Sprache heraus-
gegeben, so ist spätestens drei Monate nach der Veröffentlichung des Hinweises 
auf die Erteilung des europäischen Patentes im Europäischen Patentblatt beim 
Patentamt eine Übersetzung der Patentschrift ins Deutsche einzureichen und eine 
Veröffentlichungsgebühr zu zahlen. Die Übersetzung wird vom Patentamt veröf-
fentlicht. 

(2) Abs. 1 ist sinngemäß anzuwenden, wenn das europäische Patent in geän-
derter oder beschränkter Fassung aufrechterhalten wird. In diesem Fall ist die 
Übersetzung spätestens drei Monate nach der Veröffentlichung des Hinweises auf 
die Aufrechterhaltung in geänderter oder beschränkter Fassung im Europäischen 
Patentblatt einzureichen. 

(3) Wird die Frist (Abs. 1 und 2) zur Einreichung der erforderlichen Überset-
zung nicht eingehalten, werden innerhalb der hiefür einzuräumenden Frist die 
Zahlung der Veröffentlichungsgebühr nicht ordnungsgemäß nachgewiesen oder 
sonstige Formalmängel nicht behoben, so gelten die Wirkungen des europäischen 
Patentes als von Anfang an nicht eingetreten. 

entfällt. 

Verbindliche Fassung einer europäischen Patentanmeldung und eines  euro-
päischen Patentes; Berichtigung der Übersetzung 

§ 6. (1) Ist nach den §§ 4 oder 5 eine Übersetzung ins Deutsche vorgeschrie-
ben, so richtet sich der Schutzbereich der europäischen Patentanmeldung oder des 
europäischen Patentes nach dieser Übersetzung, sofern der sich aus der Überset-
zung ergebende Schutzbereich enger ist als der Schutzbereich in der Verfahrens-
sprache. Dies gilt jedoch nicht für das Verfahren auf Nichtigerklärung oder Aber-
kennung des Patentes. 

Verbindliche Fassung einer europäischen Patentanmeldung; Berichtigung 
der Übersetzung 

§ 6. (1) Ist nach § 4 eine Übersetzung ins Deutsche vorgeschrieben, so richtet 
sich der Schutzbereich der europäischen Patentanmeldung nach dieser Überset-
zung, sofern der sich aus der Übersetzung ergebende Schutzbereich enger ist als 
der Schutzbereich in der Verfahrenssprache. Dies gilt jedoch nicht für das Verfah-
ren auf Nichtigerklärung oder Aberkennung des Patentes. 

(2) Der Anmelder eines europäischen Patentes oder dessen Inhaber kann die 
Berichtigung der Übersetzung beantragen. Sie wird mit dem Tag wirksam, an dem 
sie vom Patentamt nach Entrichtung der Veröffentlichungsgebühr veröffentlicht 
worden und ein Hinweis darauf im Patentblatt bekanntgemacht worden ist. 

(2) Der Anmelder eines europäischen Patentes kann die Berichtigung der Ü-
bersetzung beantragen. Sie wird mit dem Tag wirksam, an dem sie vom Patentamt 
nach Entrichtung der Veröffentlichungsgebühr veröffentlicht worden und ein 
Hinweis darauf im Patentblatt bekannt gemacht worden ist. 

(3) Beruft sich jemand auf den engeren Schutzbereich der deutschen Überset- (3) Beruft sich jemand auf den engeren Schutzbereich der deutschen Überset-
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zung einer veröffentlichten Patentanmeldung, so wird die Berichtigung ihm ge-
genüber auch dann wirksam, wenn der Anmelder ihm die berichtigte deutsche 
Übersetzung übermittelt hat. 

zung einer veröffentlichten Patentanmeldung, so wird die Berichtigung ihm ge-
genüber auch dann wirksam, wenn der Anmelder ihm die berichtigte deutsche 
Übersetzung übermittelt hat. 

(4) Die Wirkung der Berichtigung tritt gegen denjenigen nicht ein, der vor ih-
rem Wirksamwerden den Gegenstand der europäischen Patentanmeldung oder des 
europäischen Patentes in gutem Glauben im Inland in Benützung genommen oder 
die zu solcher Benützung erforderlichen Veranstaltungen getroffen hat (Zwischen-
benützer). Die Rechte des Zwischenbenützers richten sich nach den sinngemäß 
anzuwendenden Bestimmungen des § 23 Abs. 2 bis 4 PatG. Besteht hinsichtlich 
des von der Berichtigung erfaßten Schutzbereiches ein vor der Berichtigung abge-
schlossener Lizenzvertrag und wird das Recht des Lizenznehmers durch die Be-
richtigung beeinträchtigt, so kann der Lizenznehmer eine den Umständen des 
Falles angemessene Minderung des bedungenen Entgeltes verlangen oder den 
Vertrag auflösen, wenn für ihn wegen dieser Beeinträchtigung an der weiteren 
Erfüllung des Vertrages kein Interesse besteht. 

(4) Die Wirkung der Berichtigung tritt gegen denjenigen nicht ein, der vor ih-
rem Wirksamwerden den Gegenstand der europäischen Patentanmeldung in gutem 
Glauben im Inland in Benützung genommen oder die zu solcher Benützung erfor-
derlichen Veranstaltungen getroffen hat (Zwischenbenützer). Die Rechte des Zwi-
schenbenützers richten sich nach den sinngemäß anzuwendenden Bestimmungen 
des § 23 Abs. 2 bis 4 PatG. Besteht hinsichtlich des von der Berichtigung erfassten 
Schutzbereiches ein vor der Berichtigung abgeschlossener Lizenzvertrag und wird 
das Recht des Lizenznehmers durch die Berichtigung beeinträchtigt, so kann der 
Lizenznehmer eine den Umständen des Falles angemessene Minderung des be-
dungenen Entgeltes verlangen oder den Vertrag auflösen, wenn für ihn wegen 
dieser Beeinträchtigung an der weiteren Erfüllung des Vertrages kein Interesse 
besteht. 

§ 25. (1) bis (9) ... § 25. (1) bis (9) ... 
 (10) § 6 samt Überschrift und § 26 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. xxx/2009 treten mit dem In-Kraft-Treten des Übereinkommens über 
die Anwendung des Artikels 65 des Übereinkommens über die Erteilung europäi-
scher Patente in Kraft. Gleichzeitig tritt § 5 samt Überschrift außer Kraft. 

§ 26. (1) bis (6) ... § 26. (1) bis (6) ... 
 (7) Die §§ 5 und 6 in der Fassung vor dem In-Kraft-Treten des Bundesgeset-

zes BGBl. I Nr. xxx/2008 gelten für europäische Patente, für die die Veröffentli-
chung des Hinweises auf die Erteilung des europäischen Patentes vor dem In-
Kraft-Treten des Übereinkommens über die Anwendung des Artikels 65 des Über-
einkommens über die Erteilung europäischer Patente im Europäischen Patentblatt 
bekannt gemacht wurde. 

Artikel III 

Änderung des Gebrauchsmustergesetzes 
§ 3. (1) ... § 3. (1) ... 
(2) Als Stand der Technik gilt auch der Inhalt prioritätsälterer 

 1. Gebrauchsmusteranmeldungen auf Grund dieses Bundesgesetzes, 
(2) Als Stand der Technik gilt auch der Inhalt prioritätsälterer 

 1. Gebrauchsmusteranmeldungen auf Grund dieses Bundesgesetzes, 
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 2. Patentanmeldungen auf Grund des Patentgesetzes 1970, BGBl. Nr. 259, 
 3. internationaler Anmeldungen im Sinne des § 1 Z 6 des Patentverträge-

Einführungsgesetzes, BGBl. Nr. 52/1979, wenn die Voraussetzungen ge-
mäß § 16 Abs. 2 des Patentverträge-Einführungsgesetzes erfüllt sind, 

 4. europäischer Patentanmeldungen im Sinne des § 1 Z 4 des Patentverträge-
Einführungsgesetzes, und 

 5. europäischer Patentanmeldungen im Sinne des § 1 Z 4 des Patentverträge-
Einführungsgesetzes, wenn die europäische Patentanmeldung aus einer in-
ternationalen Anmeldung hervorgegangen ist, aber nur sofern die Voraus-
setzungen des Artikels 153 Abs. 5 des Europäischen Patentübereinkom-
mens, BGBl. Nr. 350/1979, erfüllt sind, 

in der ursprünglich eingereichten Fassung, deren Inhalt erst am Prioritätstag der 
jüngeren Anmeldung oder danach amtlich veröffentlicht worden ist. Bei der Beur-
teilung der Frage, ob sich die Erfindung auf einem erfinderischen Schritt beruht, 
werden solche prioritätsälteren Anmeldungen nicht in Betracht gezogen. 

 2. Patentanmeldungen auf Grund des Patentgesetzes 1970, BGBl. Nr. 259, 
 3. internationaler Anmeldungen im Sinne des § 1 Z 6 des Patentverträge-

Einführungsgesetzes, BGBl. Nr. 52/1979, wenn die Voraussetzungen ge-
mäß § 16 Abs. 2 des Patentverträge-Einführungsgesetzes erfüllt sind, 

 4. europäischer Patentanmeldungen im Sinne des § 1 Z 4 des Patentverträge-
Einführungsgesetzes, und 

 5. europäischer Patentanmeldungen im Sinne des § 1 Z 4 des Patentverträge-
Einführungsgesetzes, wenn die europäische Patentanmeldung aus einer in-
ternationalen Anmeldung hervorgegangen ist, aber nur sofern die Voraus-
setzungen des Artikels 153 Abs. 5 des Europäischen Patentübereinkom-
mens, BGBl. Nr. 350/1979, erfüllt sind, 

in der ursprünglich eingereichten Fassung, deren Inhalt erst am Prioritätstag der 
jüngeren Anmeldung oder danach amtlich veröffentlicht worden ist. Bei der Beur-
teilung der Frage, ob die Erfindung auf einem erfinderischen Schritt beruht, wer-
den solche prioritätsälteren Anmeldungen nicht in Betracht gezogen. 

(3) ... (3) ... 
(4) Für die Anwendung des Abs.1 bleibt eine Offenbarung der Erfindung au-

ßer Betracht, die nicht früher als sechs Monate vor dem Anmeldetag erfolgt ist und 
unmittelbar oder mittelbar zurückgeht: 
 1. auf den Anmelder oder seinen Rechtsvorgänger oder 
 2. auf einen offensichtlichen Missbrauch zum Nachteil des Anmelders oder 

seines Rechtsvorgängers. 

(4) Für die Anwendung der Abs.1 und 2 bleibt eine Offenbarung der Erfin-
dung außer Betracht, die nicht früher als sechs Monate vor dem Anmeldetag er-
folgt ist und unmittelbar oder mittelbar zurückgeht: 
 1. auf den Anmelder oder seinen Rechtsvorgänger oder 
 2. auf einen offensichtlichen Missbrauch zum Nachteil des Anmelders oder 

seines Rechtsvorgängers. 
§ 19. (1) bis (3) ... § 19. (1) bis (3) ... 
(4) Der Anmelder kann innerhalb der im Abs. 3 vorgesehenen Frist die An-

sprüche ändern, wobei er eine neue Fassung aller aufrechterhaltenen Ansprüche in 
zwei Ausfertigungen vorzulegen hat. Eine Ergänzung oder Änderung des Recher-
chenberichtes erfolgt in einem solchen Fall nicht. Es wird nicht geprüft, oh die 
geänderten Ansprüche einheitlich (§ 13 Abs. 3) sind. § 18 Abs. 5 ist anzuwenden. 

(4) Der Anmelder kann innerhalb der im Abs. 3 vorgesehenen Frist die An-
sprüche ändern, wobei er eine neue Fassung aller aufrechterhaltenen Ansprüche in 
zwei Ausfertigungen vorzulegen hat. Eine Ergänzung oder Änderung des Recher-
chenberichtes erfolgt in einem solchen Fall nicht. § 18 Abs. 3 und 5 ist sinngemäß 
anzuwenden. 

(5) ... (5) ... 
§ 53a. (1) bis (4) ... § 53a. (1) bis (4) ... 
 (5) § 3 Abs. 2 letzter Satz und Abs. 4 sowie § 19 Abs. 4 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2009 treten mit Beginn des auf die Kundma-
chung des genannten Bundesgesetzes folgenden Tages in Kraft. 
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Artikel IV 

Änderung des Markenschutzgesetzes 1970 
§ 20. (1) ... § 20. (1) ... 
(2) Ergibt diese Prüfung, dass gegen die Zulässigkeit der Registrierung der 

Marke Bedenken bestehen, so ist der Anmelder aufzufordern, sich binnen einer 
bestimmten Frist zu äußern. Wird nach rechtzeitiger Äußerung oder nach Ablauf 
der Frist die Unzulässigkeit der Registrierung festgestellt, so ist die Markenanmel-
dung mit Beschluss abzuweisen. Besteht kein Registrierungshindernis, so ist die 
Marke nach der Prüfung auf Ähnlichkeit (§ 21) und nach der Einzahlung der vor-
geschriebenen Gebühren zu registrieren. 

(2) Ergibt diese Prüfung, dass gegen die Zulässigkeit der Registrierung der 
Marke Bedenken bestehen, so ist der Anmelder aufzufordern, sich binnen einer 
bestimmten Frist zu äußern. Wird nach rechtzeitiger Äußerung oder nach Ablauf 
der Frist die Unzulässigkeit der Registrierung festgestellt, so ist die Markenanmel-
dung mit Beschluss abzuweisen. 

(3) ... (3) ... 
§ 29. (1) Die Marke ist zu löschen: 

 1. auf Antrag des Inhabers; 
 2. wenn die Registrierung nicht rechtzeitig erneuert worden ist (§ 19); 
 3. wenn das Markenrecht aus anderen als den unter Z. 1 und 2 angeführten 

Gründen erloschen ist; 
 4. auf Grund einer rechtskräftigen Entscheidung, mit der einem bei der 

Nichtigkeitsabteilung gestellten Löschungsantrag stattgegeben wurde. 

§ 29. (1) Die Marke ist zu löschen 
 1. auf Antrag des Inhabers; 
 2. wenn die Registrierung nicht rechtzeitig erneuert worden ist (§ 19); 
 3. wenn das Markenrecht aus anderen als den unter Z 1 und 2 angeführten 

Gründen erloschen ist; 
 4. auf Grund einer rechtskräftigen Entscheidung, mit der eine Registrierung 

wegen eines Widerspruchs aufgehoben wurde; 
 5. auf Grund einer rechtskräftigen Entscheidung, mit der einem bei der 

Nichtigkeitsabteilung gestellten Löschungsantrag stattgegeben wurde. 
(2) ... (2) ... 
 § 29a. (1) Innerhalb von drei Monaten ab dem Tag der Veröffentlichung der 

Registrierung der Marke (§ 17 Abs. 5) kann gegen die Registrierung Widerspruch 
erhoben werden. Dieser kann nur auf eine Marke unter den Voraussetzungen des 
§ 30 Abs. 1 gestützt werden. Dies gilt auch für angemeldete Marken vorbehaltlich 
ihrer Registrierung. 

(2) Bei Registrierung einer Marke nach dem Madrider Abkommen über die 
internationale Registrierung von Marken, BGBl. Nr. 400/1973, und dem Protokoll 
zum Madrider Abkommen über die internationale Registrierung von Marken, 
BGBl. III Nr. 32/1999, tritt die Veröffentlichung in dem vom Internationalen Büro 
der Weltorganisation für geistiges Eigentum herausgegebenen Veröffentlichungs-
blatt an die Stelle der nach Abs. 1 genannten Veröffentlichung. Die Widerspruchs-
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frist beginnt mit dem ersten Tag des Monats, der dem Monat folgt, der als Ausga-
bemonat jenes Veröffentlichungsblattes angegeben ist, in dem die Veröffentli-
chung der international registrierten Marke enthalten ist. 

(3) Der begründete Widerspruch muss spätestens am letzten Tag der Frist im 
Patentamt eingelangt sein. Er ist schriftlich zusammen mit allen Beilagen in zwei-
facher Ausfertigung einzubringen. 

(4) Wird die für den Widerspruch zu zahlende Gebühr nicht innerhalb der 
Widerspruchsfrist entrichtet, so gilt der Widerspruch als nicht eingebracht. 

(5) Eine Wiedereinsetzung in die Frist zur Einbringung eines Widerspruchs 
und zur Entrichtung der Widerspruchsgebühr findet nicht statt. 

(6) Die Möglichkeiten einer Antragstellung an die Nichtigkeitsabteilung blei-
ben unberührt. 

 § 29b. (1) Der Markeninhaber ist nach Ablauf der Widerspruchsfrist über alle 
fristgerecht eingelangten Widersprüche in Kenntnis zu setzen und es ist ihm zur 
Erstattung einer schriftlichen Äußerung eine angemessene, aus rücksichtswürdigen 
Gründen verlängerbare Frist einzuräumen. § 42 Abs. 3 erster Satz ist sinngemäß 
anzuwenden, selbst wenn der Widerspruch auf einer Anmeldung beruht, die zum 
Entscheidungszeitpunkt noch nicht zur Registrierung geführt hat. Die im § 42 
Abs. 1 angeführten Bestimmungen über die Anfechtung sind im Widerspruchsver-
fahren anzuwenden, soweit im Folgenden nichts Gegenteiliges bestimmt ist. 

(2) Nach fristgerechter Äußerung des Markeninhabers trifft das nach § 35 
Abs. 1 zuständige Mitglied wegen eines etwa notwendigen Schriftwechsels, Her-
beischaffung der von den Parteien angebotenen Beweismittel sowie der Aufnahme 
von Beweisen die entsprechenden Verfügungen. Es hat auf Antrag einer Partei, 
oder wenn es dies im Einzelfall zur Entscheidung über den Widerspruch für erfor-
derlich hält, von Amts wegen eine mündliche Verhandlung anzuberaumen. Das 
Mitglied hat unter freier Würdigung des vorliegenden Tatsachen- und Beweisma-
terials Beschluss zu fassen. 

(3) Sofern ein Widerspruch auf eine im Veröffentlichungszeitpunkt der Mar-
ke, gegen die er sich richtet, seit mehr als fünf Jahren registrierte Marke gestützt 
ist, kann ihm nur stattgegeben werden, wenn auf Verlangen des Markeninhabers 
innerhalb einer angemessenen Frist glaubhaft gemacht wird, dass ein § 33a ent-
sprechender Löschungsgrund nicht vorliegt. Bringt der Markeninhaber innerhalb 
einer Frist von zwei Monaten ab Zustellung der zur Glaubhaftmachung der Benut-
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zung vorgelegten Unterlagen bei der zuständigen Stelle einen § 33a entsprechen-
den Löschungsantrag gegen die Marke des Widersprechenden ein, und weist dies 
innerhalb einer angemessenen Frist nach, so ist das Widerspruchsverfahren zu 
unterbrechen und nach rechtskräftiger Entscheidung dieses Verfahrens von Amts 
wegen oder über Antrag aufzunehmen. 

(4) Ergänzend kann ein Widerspruchsverfahren gemäß § 190 ZPO unterbro-
chen werden, wenn der Widerspruch auf eine Anmeldung gestützt ist, bei einer 
streitverfangenen internationalen Registrierung die Gesetzmäßigkeitsprüfung 
(§ 20) noch nicht rechtskräftig abgeschlossen ist, eine der streitverfangenen Mar-
ken in ihrem Bestand angefochten oder die widerspruchsbegründende Marke 
selbst widerspruchsverfangen ist, oder mehrere Widersprüche gegen dieselbe 
Markenregistrierung eingereicht wurden. Im letztgenannten Fall ist im Wege einer 
Vorprüfung unter Einbeziehung der schriftlichen Äußerungen darauf abzustellen, 
ob die Markenregistrierung aufgrund eines anderen oder mehrerer anderer Wider-
sprüche voraussichtlich aufgehoben wird. 

(5) Die aus einem Widerspruch resultierende gänzliche oder teilweise Aufhe-
bung einer Marke wirkt auf den Beginn der Schutzdauer zurück. 

(6) Soweit eine Marke rechtskräftig aufgehoben wurde oder einer internatio-
nalen Registrierung im Rahmen der Gesetzmäßigkeitsprüfung (§ 20) rechtskräftig 
der Schutz verweigert wurde oder soweit eine Marke aufgrund einer rechtskräfti-
gen Entscheidung, mit der einem bei der Nichtigkeitsabteilung gestellten Lö-
schungsantrag mit Wirkung auf den Beginn der Schutzdauer zurück stattgegeben 
wurde, gelöscht wurde, gilt ein anhängiges Widerspruchsverfahren gegen diese 
Marke im entsprechenden Umfang als erledigt und sind die Parteien darüber in 
Kenntnis zu setzen. In gleicher Weise wird ein Widerspruchsverfahren beendet, 
wenn während des Verfahrens das Eintragungsverfahren bezüglich der wider-
spruchsbegründenden Anmeldung ohne Registrierung beendet wird oder die wi-
derspruchsbegründende Marke rechtskräftig ihren Schutz für Österreich verliert. 

(7) Die Parteien haben die Kosten des Widerspruchsverfahrens selbst zu tra-
gen. 

 § 29c. (1) Das zuständige Mitglied hat die mündliche Verhandlung zu eröff-
nen und zu leiten. Es hat sich von der Identität der Erschienenen zu überzeugen 
sowie ihre Parteistellung und die etwaige Vertretungsbefugnis zu prüfen. Es hat 
die Verhandlung ohne Zulassung von Abschweifungen oder Weitläufigkeiten so 
zu führen, dass den Parteien das Recht auf Gehör gewahrt wird. Als Verhand-
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lungsleiter bestimmt das Mitglied die Reihenfolge, in der die Parteien zu hören, 
die Beweise aufzunehmen und die Ergebnisse früher aufgenommener Beweise 
oder Erhebungen vorzutragen und zu erörtern sind. Es entscheidet über Beweisan-
träge und hat offensichtlich unerhebliche Anträge zurückzuweisen. Ihm steht auch 
die Befugnis zu, die Verhandlung nach Bedarf zu unterbrechen und zu vertagen 
und den Zeitpunkt für die Fortsetzung der Verhandlung mündlich zu bestimmen. 
Über die Verhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen. 

(2) Das Gebührenanspruchsgesetz – GebAG ist anzuwenden. 
§ 41. (1) ... § 41. (1) ... 
(2) Mitglieder des Patentamtes sind von der Mitwirkung in der Beschwerde-

abteilung ausgeschlossen, wenn die Beschwerde eine Marke betrifft, an deren 
Prüfung auf Gesetzmäßigkeit (§ 20) oder Ähnlichkeit (§§ 21 und 22) sie mitge-
wirkt haben. 

(2) Mitglieder des Patentamtes sind von der Mitwirkung in der Beschwerde-
abteilung ausgeschlossen, wenn die Beschwerde eine Marke betrifft, an deren 
Prüfung auf Gesetzmäßigkeit (§ 20) oder Ähnlichkeit (§§ 21 und 22) oder an de-
ren Prüfung in einem Widerspruchsverfahren (§§ 29a bis 29c) sie mitgewirkt ha-
ben. 

(3) Mitglieder des Patentamtes sind von der Mitwirkung in der Nichtigkeits-
abteilung und Mitglieder des Obersten Patent- und Markensenates von der Mit-
wirkung bei diesem ausgeschlossen 
 1. im Verfahren über Anträge auf Löschung einer Marke gemäß § 30 oder 

auf nachträgliche Feststellung der Ungültigkeit einer Marke gemäß § 69a 
in Verbindung mit § 30, an deren Prüfung auf Ähnlichkeit (§§ 21 und 22) 
sie mitgewirkt haben; 

 2. im Verfahren über Anträge auf Löschung einer Marke gemäß § 33 oder 
auf nachträgliche Feststellung der Ungültigkeit einer Marke gemäß § 69a 
in Verbindung mit § 33, bei der sie an der Beschlußfassung über die Zu-
lässigkeit der Registrierung mitgewirkt haben. 

(3) Mitglieder des Patentamtes sind von der Mitwirkung in der Nichtigkeits-
abteilung und Mitglieder des Obersten Patent- und Markensenates von der Mit-
wirkung bei diesem ausgeschlossen 
 1. im Verfahren über Anträge auf Löschung einer Marke gemäß § 30 oder 

auf nachträgliche Feststellung der Ungültigkeit einer Marke gemäß § 69a 
in Verbindung mit § 30, an deren Prüfung auf Ähnlichkeit (§§ 21 und 22) 
oder an deren Prüfung in einem Widerspruchsverfahren, sofern es sich um 
dieselben betroffenen Marken handelt (§§ 29a bis 29c), sie mitgewirkt 
haben; 

 2. im Verfahren über Anträge auf Löschung einer Marke gemäß § 33 oder 
auf nachträgliche Feststellung der Ungültigkeit einer Marke gemäß § 69a 
in Verbindung mit § 33, bei der sie an der Beschlussfassung über die Zu-
lässigkeit der Registrierung mitgewirkt haben. 

(4) ... (4) ... 
§ 42. (1) Im Übrigen sind, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt ist, 

auf das Verfahren die §§ 52 bis 56, 57b, 64, 66 bis 69, 70 Abs. 4, §§ 71 bis 73, 79, 
82 bis 86, 112 bis 126, 127 Abs. 1, 2, 4 und 5, § 128 erster Satz, §§ 128a bis 133 
Abs. 2, §§ 134, 135, 137 bis 145 und 165 des Patentgesetzes 1970 sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 42. (1) Im Übrigen sind, soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, 
auf das Verfahren die §§ 52 bis 56, 57b, 64, 66 bis 69, 70 Abs. 4, §§ 71 bis 73, 79, 
82 bis 86, 112 bis 115, 116 bis 126, 127 Abs. 1, 2, 4 und 5, § 128 erster Satz, 
§§ 128a bis 133 Abs. 2, §§ 134, 135, 137 bis 145 und 165 des Patentgesetzes 1970 
sinngemäß anzuwenden. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) ... 
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 § 77b. Widerspruch kann nur gegen Marken erhoben werden, deren Veröf-

fentlichung (§ 29a Abs. 1 oder Abs. 2) nicht vor dem 1. Juli 2010 erfolgt ist. 
§ 81a. (1) bis (3) ... § 81a. (1) bis (3) ... 
 (4) § 20 Abs. 2 letzter Satz  tritt am 1. Jänner 2010 außer Kraft. 

(5) § 29 Abs. 1, §§ 29a bis 29c, 41 Abs. 2 und 3, § 42 Abs. 1 und § 77b in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2009 treten mit 1. Juli 2010 in Kraft. 

Artikel V 

Änderung des Patentanwaltsgesetzes 
§ 7. (1) bis (3) ... § 7. (1) bis (3) ... 
(4) Die Patentanwaltskammer hat die Streichung in der Liste der Patentan-

wälte dem Patentamt und dem Obersten Patent- und Markensenat anzuzeigen und 
auf Kosten des betreffenden Patentanwalts die Kundmachung der Eintragung im 
„Patentblatt“ zu veranlassen sowie im Internet auf der Homepage der Patentan-
waltskammer (http://www.oepak.at) unverzüglich und allgemein zugänglich zu 
veröffentlichen. 

(4) Die Patentanwaltskammer hat die Streichung in der Liste der Patentan-
wälte dem Patentamt und dem Obersten Patent- und Markensenat anzuzeigen und 
auf Kosten des betreffenden Patentanwalts die Kundmachung der Streichung im 
„Patentblatt“ zu veranlassen sowie im Internet auf der Homepage der Patentan-
waltskammer (http://www.oepak.at) unverzüglich und allgemein zugänglich zu 
veröffentlichen. 

(5) … (5) … 
§ 15a.  Auf die Eignungsprüfung gemäß § 2 Abs. 2 sind die §§ 8 bis 10 und 

12 bis 15 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Zulassung zur Prüfung zu erfol-
gen hat, wenn die im § 1c und § 2 Abs. 1 lit. a und b vorgesehenen Erfordernisse 
für die Eintragung in die Liste der Patentanwälte erfüllt sind. 

§ 15a. Auf die Eignungsprüfung gemäß § 2 Abs. 3 sind die §§ 8 bis 10 und 
12 bis 15 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Zulassung zur Prüfung zu erfol-
gen hat, wenn die im § 16a Abs. 1 und § 2 Abs. 1 lit. a und b sowie § 2 Abs. 2 
vorgesehenen Erfordernisse für die Eintragung in die Liste der Patentanwälte er-
füllt sind. 

§ 16a. (1) bis (4) ... § 16a. (1) bis (4) ... 
(5) Schreitet ein dienstleistender Patentanwalt vor einem Gericht oder einer 

Verwaltungsbehörde ein, ohne eine ordnungsgemäße Meldung erstattet zu haben, 
sind die von ihm vorgenommenen Verfahrenshandlungen nur unter der Bedingung 
wirksam, dass er innerhalb der ihm von dem Gericht oder der Verwaltungsbehörde 
gesetzten angemessenen Frist eine ordnungsgemäße Meldung an die Patentan-
waltskammer erstattet. 

(5) Schreitet ein dienstleistender Patentanwalt vor einem Gericht oder einer 
Verwaltungsbehörde ein, ohne eine ordnungsgemäße Meldung erstattet zu haben, 
sind die von ihm vorgenommenen Verfahrenshandlungen nur unter der Bedingung 
wirksam, dass er innerhalb der ihm von dem Gericht oder der Verwaltungsbehörde 
gesetzten angemessenen Frist eine ordnungsgemäße Meldung an die Patentan-
waltskammer erstattet. Bei Erbringung seiner Dienstleistungen muss er weder über 
eine inländische Abgabestelle verfügen, noch einen Zustellungsbevollmächtigten 
namhaft machen. 

(6) … (6) … 
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§ 25a. (1) bis (2) ... § 25a. (1) bis (2) ... 
(3) Sowohl die Kanzlei als auch die Niederlassungen sind Abgabestellen im 

Sinn des § 2 Z 5 des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982. 
(3) Sowohl die Kanzlei als auch die Niederlassungen sind Abgabestellen im 

Sinn des § 2 Z 4 des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982. 
§ 80. (1) bis (5) ... § 80. (1) bis (5) ... 

 (6) § 7 Abs. 4, § 15a, § 16a Abs. 5 letzter Satz sowie § 25a  Abs. 3  in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2009 treten mit Beginn des auf die 
Kundmachung des genannten Bundesgesetzes folgenden Tages in Kraft. 

Artikel VI 

Änderung des Patentamtsgebührengesetzes 
§ 2. In diesem Bundesgesetz bedeuten 

 1. bis 10. … 
§ 2. In diesem Bundesgesetz bedeuten 

 1. bis 10. … 
 11. geographische Angaben und Ursprungsbezeichnungen: Geographische 

Angaben und Ursprungsbezeichnungen gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr. 2081/92 zum Schutz von geographischen Angaben und Ursprungsbe-
zeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel, ABl. Nr. L 208 vom 
24. Juli 1992 S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) 
Nr. 692/2003, ABl Nr. L 99 vom 17. April 2003 S. 1. 

 11. geographische Angaben und Ursprungsbezeichnungen: Geographische 
Angaben und Ursprungsbezeichnungen gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 510/2006 zum Schutz von geographischen Angaben und Ursprungs-
bezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel, ABl. Nr. L 93 
vom 31. März 2006 S. 12. 

Anmelde- und Recherchengebühr, Veröffentlichungsgebühren, Einspruchs-
gebühr 

§ 3. Für die Anmeldung eines Patentes ist eine Anmelde- und Recherchenge-
bühr von 50 Euro sowie eine Veröffentlichungsgebühr von 130 Euro zu zahlen. 

Recherchen- und Prüfungsgebühr, Anspruchsgebühr, Veröffentlichungsge-
bühr, Einspruchsgebühr 

§ 3. (1) Für die Anmeldung eines Patentes ist eine Recherchen- und Prü-
fungsgebühr von 180 Euro zu zahlen. 

 (2) Enthält eine Patentanmeldung mehr als zehn Patentansprüche, ist zusätz-
lich zur Recherchen- und Prüfungsgebühr für jeweils zehn weitere Patentansprü-
che eine Anspruchsgebühr von 100 Euro zu zahlen. Ist die Anzahl der Patentan-
sprüche bei Abschluss der Gesetzmäßigkeitsprüfung höher als im Zeitpunkt der 
Anmeldung, ist die Anspruchsgebühr neu zu berechnen. Die sich aus dieser Neu-
berechnung ergebenden Unterschiedsbeträge sind nachzuzahlen. 

§ 6. (1) Für jedes Patent sind für das dritte und jedes weitere Jahr gerechnet 
vom letzten Tag des Monats, in den der Anmeldetag fällt, Jahresgebühren zu zah-
len. Erfolgt die Bekanntmachung der Erteilung des Patentes erst nach Ablauf von 
zwei Jahren, gerechnet vom letzten Tag des Monats, in den der Anmeldetag fällt, 
so sind nur für die nach der Bekanntmachung der Erteilung liegenden Jahre Jah-

§ 6. (1) Für jedes Patent sind für das sechste und jedes weitere Jahr gerechnet 
vom letzten Tag des Monats, in den der Anmeldetag fällt, Jahresgebühren zu zah-
len. Jahresgebühren sind nur für die nach der Bekanntmachung der Erteilung lie-
genden Jahre zu zahlen. 
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resgebühren zu zahlen. 

(2) Die Jahresgebühr beträgt (2) Die Jahresgebühr beträgt 
 für das dritte Jahr ..................................................................................70 Euro,
 für das vierte Jahr ...............................................................................150 Euro,
 für  das fünfte Jahr ..............................................................................150 Euro,
 für das sechste Jahr .............................................................................150 Euro,
 für das siebente Jahr ...........................................................................270 Euro,
 für das achte Jahr ...............................................................................270 Euro,
 für das neunte Jahr ..............................................................................270 Euro,
 für das zehnte Jahr .............................................................................500 Euro,
 für das elfte Jahr .................................................................................500 Euro,
 für das zwölfte Jahr.............................................................................500 Euro,
 für das dreizehnte Jahr ........................................................................850 Euro,
 für das vierzehnte Jahr ........................................................................850 Euro,
 für das fünfzehnte Jahr ......................................................................850 Euro,
 für das sechzehnte Jahr ....................................................................1 400 Euro,
 für das siebzehnte Jahr ....................................................................1 400 Euro,
 für das achtzehnte Jahr ...................................................................1 400 Euro,
 für das neunzehnte Jahr ..................................................................1 400 Euro,
 für das zwanzigste Jahr....................................................................1 400 Euro.

 
 
 
 für das sechste Jahr ............................................................................ 100 Euro, 
 für das siebente Jahr........................................................................... 200 Euro, 
 für das achte Jahr .............................................................................. 300 Euro, 
 für das neunte Jahr ............................................................................. 400 Euro, 
 für das zehnte Jahr ............................................................................ 500 Euro, 
 für das elfte Jahr................................................................................. 600 Euro, 
 für das zwölfte Jahr ............................................................................ 700 Euro, 
 für das dreizehnte Jahr ....................................................................... 800 Euro, 
 für das vierzehnte Jahr ....................................................................... 900 Euro, 
 für das fünfzehnte Jahr ................................................................... 1 000 Euro, 
 für das sechzehnte Jahr ................................................................... 1 100 Euro, 
 für das siebzehnte Jahr ................................................................... 1 200 Euro, 
 für das achtzehnte Jahr ................................................................... 1 300 Euro, 
 für das neunzehnte Jahr .................................................................. 1 500 Euro, 
 für das zwanzigste Jahr ................................................................... 1 700 Euro. 

(3) bis (4) … (3) bis (4) … 
§ 7. (1) Der Präsident des Patentamtes hat auf Antrag die Anmelde- und Re-

cherchengebühr, die Veröffentlichungsgebühren und die ersten drei Jahresgebüh-
ren, die nach der Bekanntmachung der Erteilung des Patentes fällig werden oder 
bloß einzelne dieser Gebühren bis zum Ablauf der Zahlungsfrist für die zweite, 
dritte oder vierte nach der Bekanntmachung der Patenterteilung fällig werdende 
Jahresgebühr zu stunden, wenn der Antragsteller seine Mittellosigkeit nachweist 
oder eine Anmeldung vorliegt, die offensichtlich die Gewinnung oder Einsparung 
von Energie zum Ziel hat. Die Erteilung eines Patentes auf die Anmeldung darf in 
diesen Fällen nicht offenbar aussichtslos erscheinen. Die gestundeten Gebühren 
sind erlassen, wenn das Patent vor Ablauf der Stundungsfrist in Wegfall kommt. 
Werden die gestundeten Gebühren nicht innerhalb der Stundungsfrist gezahlt, 
erlischt das Patent mit Ablauf jenes Jahres der Laufzeit, das vor dem bewilligten 
Ablauf der Stundungsfrist endet. Diese Bestimmungen sind auch auf die Anmelde- 
und Recherchengebühr, die Veröffentlichungsgebühren und die Jahresgebühr für 
Zusatzpatente anzuwenden. 

§ 7. (1) Der Präsident des Patentamtes hat auf Antrag die Recherchen- und 
Prüfungsgebühr, die Anspruchsgebühr sowie die Veröffentlichungsgebühr oder 
bloß einzelne dieser Gebühren bis zum Ablauf der Zahlungsfrist für die sechste 
Jahresgebühr zu stunden, wenn der Antragsteller seine Mittellosigkeit nachweist 
oder eine Anmeldung vorliegt, die offensichtlich die Gewinnung oder Einsparung 
von Energie oder die Reduktion der Treibhausgas-Emissionen zum Ziel hat. Die 
Erteilung eines Patentes auf die Anmeldung darf in diesen Fällen nicht offenbar 
aussichtslos erscheinen. Die gestundeten Gebühren sind erlassen, wenn das Patent 
vor Ablauf der Stundungsfrist in Wegfall kommt. Werden die gestundeten Gebüh-
ren nicht innerhalb der Stundungsfrist gezahlt, erlischt das Patent mit Ablauf des 
fünften Jahres der Laufzeit. Diese Bestimmungen sind auch auf die Recherchen- 
und Prüfungsgebühr, die Anspruchsgebühr und die Veröffentlichungsgebühr für 
Zusatzpatente anzuwenden. 
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(2) bis (3) … (2) bis (3) … 

Veröffentlichungsgebühren 
§ 8. Für jede der im Patentverträge-Einführungsgesetz vorgesehene Veröf-

fentlichung einer Übersetzung der Ansprüche einer europäischen Patentanmeldung 
oder einer Übersetzung einer europäischen Patentschrift oder ihrer Berichtigung ist 
eine Veröffentlichungsgebühr zu zahlen. Die Veröffentlichungsgebühr beträgt 
150 Euro sowie zusätzlich, je nach Zahl der Seiten der eingereichten Übersetzung 
oder ihrer Berichtigung, ab der 16. Seite für jeweils 15 Seiten 130 Euro. 

Veröffentlichungsgebühr 
§ 8. Für jede im Patentverträge-Einführungsgesetz vorgesehene Veröffentli-

chung einer Übersetzung der Ansprüche einer europäischen Patentanmeldung oder 
ihrer Berichtigung ist eine Veröffentlichungsgebühr zu zahlen. Die Veröffentli-
chungsgebühr beträgt 150 Euro sowie zusätzlich, je nach Zahl der Seiten der ein-
gereichten Übersetzung oder ihrer Berichtigung, ab der 16. Seite für jeweils 15 
Seiten 130 Euro. 

§ 9. (1) Für europäische Patente sind für die an das im Art. 86 Abs. 4 des 
EPÜ genannte Jahr anschließenden Jahre Jahresgebühren an das Patentamt zu 
zahlen. 

§ 9. (1) Für europäische Patente sind für die an das im Art. 86 Abs. 2 EPÜ 
genannte Jahr anschließenden Jahre Jahresgebühren an das Patentamt zu zahlen. 

(2) Die Höhe der gemäß Abs. 1 an das Patentamt zu zahlenden Jahresgebüh-
ren bestimmt sich nach § 6 Abs. 2 mit der Maßgabe, dass für das dritte bis zwan-
zigste Jahr der Laufzeit des europäischen Patentes jeweils die Jahresgebühren für 
das dritte bis zwanzigste Jahr zu zahlen sind. 

(2) Die Höhe der gemäß Abs. 1 an das Patentamt zu zahlenden Jahresgebüh-
ren bestimmt sich nach § 6 Abs. 2 mit der Maßgabe, dass für das sechste bis 
zwanzigste Jahr der Laufzeit des europäischen Patentes jeweils die Jahresgebühren 
für das sechste bis zwanzigste Jahr zu zahlen sind. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 10. Die Gebühren betragen für 

 1. den Antrag auf Umwandlung einer europäischen Patentanmeldung 
 a) in eine nationale Patentanmeldung ...........................................180 Euro,
 b) in eine nationale Gebrauchsmusteranmeldung ...........................50 Euro,
 2.  … 

§ 10. Die Gebühren betragen für 
 1. den Antrag auf Umwandlung einer europäischen Patentan-

meldung in eine nationale Patent- oder Gebrauchsmusteran-
meldung.......................................................................................... 50 Euro, 

 2.  … 

§ 11. Die Gebühren betragen für: 
 1. die Übermittlung der Anmeldung an das Internationale Büro ........50 Euro,
 2. die Einleitung der nationalen Phase pro Schutzrecht ......................50 Euro,
 3. die Veröffentlichung der Übersetzung der internationalen 
Anmeldung ................. 130 Euro. 

§ 11. Die Gebühren betragen für: 
 1. die Übermittlung der Anmeldung an das Internationale Büro........ 50 Euro, 
 2. die Einleitung der nationalen Phase pro Schutzrecht ..................... 50 Euro. 

§ 12. Die Gebühr für die Weiterbehandlung beträgt 
 1. für die Erteilung eines Patentes.....................................................180 Euro,
 2. …. 

§ 12. Die Gebühr für die Weiterbehandlung beträgt 
 1. für die Erteilung eines Patentes ...................................................... 50 Euro, 
 2. … 

§ 13. (1) Die Gebühr für die Durchführung der internationalen Recherche und 
aller anderen Aufgaben, die internationalen Recherchenbehörden durch den PCT 
und seine Ausführungsordnung übertragen werden („Recherchengebühr“), beträgt 
200 Euro. 

§ 13. (1) Die Gebühr für die Durchführung der internationalen Recherche und 
aller anderen Aufgaben, die internationalen Recherchenbehörden durch den PCT 
und seine Ausführungsordnung übertragen werden („Recherchengebühr“), beträgt 
1700 Euro. 
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(2) Ist die internationale Anmeldung nicht einheitlich (Art. 3 Abs. 4 lit. iii 

PCT), so ist der internationale Recherchenbericht für die Teile der internationalen 
Anmeldung zu erstellen, die sich auf die in den Ansprüchen zuerst erwähnte Er-
findung beziehen. Für jede weitere Erfindung oder Gruppe von Erfindungen, die 
so zusammenhängen, dass sie eine einzige allgemeine erfinderische Idee verwirk-
lichen, ist eine zusätzliche Gebühr zu bezahlen. 

(2) Ist die internationale Anmeldung nicht einheitlich (Art. 3 Abs. 4 lit. iii 
PCT), so ist der internationale Recherchenbericht für die Teile der internationalen 
Anmeldung zu erstellen, die sich auf die in den Ansprüchen zuerst erwähnte Er-
findung beziehen. Für jede weitere Erfindung oder Gruppe von Erfindungen, die 
so zusammenhängen, dass sie eine einzige allgemeine erfinderische Idee verwirk-
lichen, ist eine zusätzliche Recherchengebühr zu bezahlen. 

 (3) Die Recherchengebühr ermäßigt sich um 75 %, wenn die internationale 
Anmeldung von einem Anmelder eingereicht wurde, der eine natürliche Person 
und Staatsangehöriger eines Entwicklungslandes ist, sofern er dort seinen Wohn-
sitz hat. Bei mehreren Anmeldern müssen alle Anmelder diese Voraussetzung 
erfüllen. 

 (4) Sofern sich die Recherchengebühr nicht gemäß Abs. 3 ermäßigt, wird sie, 
wenn der Anmelder beantragt, dass die Ergebnisse einer früheren Recherche des 
Patentamts, einer anderen Internationalen Recherchenbehörde oder von einem 
sonstigen Patentamt Berücksichtigung finden sollen, und wenn der internationale 
Recherchenbericht ganz oder teilweise auf die Ergebnisse der genannten Recher-
che gestützt werden kann, teilweise zurückerstattet. Mit Verordnung des Präsiden-
ten des Patentamtes ist das Ausmaß der Rückerstattung festzulegen, wobei das 
Ausmaß 75 % der Recherchengebühr nicht überschreiten darf. In der Verordnung 
ist insbesondere zu bestimmen, in welchem Ausmaß eine Rückerstattung erfolgt, 
wobei darauf Bedacht zu nehmen ist, inwieweit die Ergebnisse der früheren Re-
cherche bei der Erstellung des Internationalen Recherchenberichts verwertet wer-
den können. 

(4) Die Gebühr für die Durchführung der internationalen vorläufigen Prüfung 
und aller anderen Aufgaben, die mit der internationalen vorläufigen Prüfung be-
auftragten Behörden durch den PCT und seine Ausführungsordnung übertragen 
werden („Gebühr für die vorläufige Prüfung“), beträgt 200 Euro. Die Gebühr wird 
gleichzeitig mit der zugunsten des Internationalen Büros der Weltorganisation für 
geistiges Eigentum zu zahlenden Bearbeitungsgebühr fällig. 

(5) Die Gebühr für die Durchführung der internationalen vorläufigen Prüfung 
und aller anderen Aufgaben, die mit der internationalen vorläufigen Prüfung be-
auftragten Behörden durch den PCT und seine Ausführungsordnung übertragen 
werden („Gebühr für die vorläufige Prüfung“), beträgt 1675 Euro. Die Gebühr 
wird gleichzeitig mit der zugunsten des Internationalen Büros der Weltorganisati-
on für geistiges Eigentum zu zahlenden Bearbeitungsgebühr fällig. 

(6) Die Gebühr für die vorläufige Prüfung ermäßigt sich um 75 %, wenn die 
internationale Anmeldung von einem Anmelder eingereicht wurde, der eine natür-
liche Person und Staatsangehöriger eines Entwicklungslandes ist, sofern er dort 
seinen Wohnsitz hat. Bei mehreren Anmeldern müssen alle Anmelder diese Vor-
aussetzung erfüllen. 

(5) Stellt das Patentamt fest, dass die internationale Anmeldung nicht einheit- (7) Stellt das Patentamt fest, dass die internationale Anmeldung nicht einheit-
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lich ist und fordert es den Anmelder zur Einschränkung der Ansprüche oder zur 
Zahlung zusätzlicher Gebühren auf, so sind die Höhe der zusätzlichen Gebühren 
und die Gründe hiefür anzugeben. Schränkt der Anmelder seine Ansprüche auf 
eine einheitliche Erfindung oder Gruppe von Erfindungen ein, so ist für jede wei-
tere Erfindung oder Gruppe von Erfindungen, die so zusammenhängen, dass sie 
eine einzige allgemeine erfinderische Idee verwirklichen, eine zusätzliche Gebühr 
zu zahlen. 

lich ist und fordert es den Anmelder zur Einschränkung der Ansprüche oder zur 
Zahlung zusätzlicher Gebühren auf, so sind die Höhe der zusätzlichen Gebühren 
und die Gründe hiefür anzugeben. Schränkt der Anmelder seine Ansprüche auf 
eine einheitliche Erfindung oder Gruppe von Erfindungen ein, so ist für jede wei-
tere Erfindung oder Gruppe von Erfindungen, die so zusammenhängen, dass sie 
eine einzige allgemeine erfinderische Idee verwirklichen, eine zusätzliche Gebühr 
zu zahlen. 

(6) Über den Widerspruch eines Anmelders gegen eine vom Patentamt nach 
Art. 17 Abs. 3 lit. a PCT oder nach Art. 34 Abs. 3 lit. a PCT festgesetzte zusätzli-
che Gebühr entscheidet die Beschwerdeabteilung des Patentamtes. Die Entschei-
dung der Beschwerdeabteilung kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. Die Gebühr für die Prüfung des Widerspruchs beträgt 220 Euro. 

(8) Über den Widerspruch eines Anmelders gegen eine vom Patentamt nach 
Art. 17 Abs. 3 lit. a PCT oder nach Art. 34 Abs. 3 lit. a PCT festgesetzte zusätzli-
che Gebühr entscheidet die Beschwerdeabteilung des Patentamtes. Die Entschei-
dung der Beschwerdeabteilung kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. Die Gebühr für die Prüfung des Widerspruchs beträgt 220 Euro. 

 (9) Die Gebühr für eine ergänzende Recherche, die das Patentamt als Interna-
tionale Recherchenbehörde erstellt, ist durch Verordnung des Präsidenten des 
Patentamtes festzulegen. Hierbei ist insbesondere auf Art und Umfang der Recher-
che Bedacht zu nehmen; die Gebühr darf einen Höchstbetrag von 1 700 Euro nicht 
übersteigen. 

§ 14. (1) Die Gebühren betragen für 
 1. den Antrag auf Durchführung einer Recherche ............................200 Euro,
 2. den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens, wenn der Stand 

der Technik vom Antragsteller bekanntgegeben wird ..................200 Euro,
 3. den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens, wenn der Stand 

der Technik vom Patentamt zu recherchieren ist ..........................300 Euro.

§ 14. (1) Die Gebühren für den Antrag auf Durchführung einer Recherche 
und auf Erstattung eines Gutachtens sind durch Verordnung des Präsidenten des 
Patentamts nach Zustimmung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie nach dem Prinzip der Kostendeckung zu bestimmen, wobei darauf 
Bedacht zu nehmen ist, ob der Stand der Technik vom Antragsteller bekannt gege-
ben oder vom Patentamt zu recherchieren ist. Die Verordnung darf nur in Abstän-
den von zwei Jahren geändert werden. 

(2) Von der Gebühr gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 sind 160 Euro, von der Gebühr 
gemäß Abs. 1 Z 3 sind 240 Euro zurückzuzahlen, wenn der Antrag zurückgewie-
sen oder vor der Erstellung des Gutachtens zurückgezogen worden ist. 

(2) Von der Gebühr gemäß Abs. 1 sind 90 % zurückzuzahlen, wenn der An-
trag zurückgewiesen oder vor der Erstellung des Gutachtens zurückgezogen wor-
den ist. 

Anmeldegebühr, Veröffentlichungsgebühr, Zuschlagsgebühr Recherchengebühr, Anspruchsgebühr, Veröffentlichungsgebühr, Zuschlags-
gebühr 

§ 15. (1) Für die Anmeldung eines Gebrauchsmusters ist eine Anmeldegebühr 
von 50 Euro zu zahlen. 

§ 15. (1) Für die Anmeldung eines Gebrauchsmusters ist eine Recherchenge-
bühr von 50 Euro zu zahlen. 

(2) Enthält eine Gebrauchsmusteranmeldung mehr als zehn Ansprüche, ist 
zusätzlich zur Recherchengebühr für jeweils zehn weitere Ansprüche eine An-
spruchsgebühr von 100 Euro zu zahlen. Werden innerhalb der Frist zur Zahlung 
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der Veröffentlichungsgebühr neue Ansprüche vorgelegt und ist die Anzahl der 
Ansprüche höher als im Zeitpunkt der Anmeldung, ist die Anspruchsgebühr neu 
zu berechnen. Aus dieser Neuberechnung sich ergebende Unterschiedsbeträge sind 
nachzuzahlen. 

(2) Für die Veröffentlichung eines Gebrauchsmusters ist eine Veröffentli-
chungsgebühr von 130 Euro zu zahlen. 

(3) Für die beschleunigte Veröffentlichung und Registrierung eines 
Gebrauchsmusters ist eine Zuschlagsgebühr von 50 Euro zu zahlen. 

(3) Für die Veröffentlichung eines Gebrauchsmusters ist eine Veröffentli-
chungsgebühr von 130 Euro zu zahlen. 

(4) Für die beschleunigte Veröffentlichung und Registrierung eines 
Gebrauchsmusters ist eine Zuschlagsgebühr von 50 Euro zu zahlen. 

§ 16. (1) Für jedes Gebrauchsmuster sind für das zweite und jedes weitere 
Jahr, gerechnet vom letzten Tag des Monats, in den der Anmeldetag fällt, Jahres-
gebühren zu zahlen. Erfolgt die Veröffentlichung und Registrierung des 
Gebrauchsmusters erst nach Ablauf eines Jahres, gerechnet vom letzten Tag des 
Monats, in den der Anmeldetag fällt, so sind nur für die nach der Veröffentlichung 
und Registrierung liegenden Jahre Jahresgebühren zu zahlen. 

§ 16. (1) Für jedes Gebrauchsmuster sind für das vierte und jedes weitere 
Jahr, gerechnet vom letzten Tag des Monats, in den der Anmeldetag fällt, Jahres-
gebühren zu zahlen. Jahresgebühren sind nur für die nach der Registrierung des 
Gebrauchsmusters liegenden Jahre zu zahlen. 

(2) Die Jahresgebühr beträgt (2) Die Jahresgebühr beträgt 
 für das zweite Jahr ................................................................................80 Euro,
 für das dritte Jahr ..................................................................................80 Euro,
 für das vierte Jahr .................................................................................80 Euro,
 für das fünfte Jahr .................................................................................80 Euro,
 für das sechste Jahr .............................................................................190 Euro,
 für das siebente Jahr ...........................................................................190 Euro,
 für das achte Jahr ................................................................................190 Euro,
 für das neunte Jahr ..............................................................................190 Euro,
 für das zehnte Jahr ..............................................................................190 Euro.

 
 
 für das vierte Jahr................................................................................. 50 Euro, 
 für das fünfte Jahr .............................................................................. 100 Euro, 
 für das sechste Jahr ............................................................................ 250 Euro, 
 für das siebente Jahr........................................................................... 300 Euro, 
 für das achte Jahr ............................................................................... 350 Euro, 
 für das neunte Jahr ............................................................................. 400 Euro, 
 für das zehnte Jahr ............................................................................. 450 Euro. 

(3) … (3) … 
(4) Anstelle der jährlichen Zahlung der Jahresgebühren bis einschließlich je-

ner für das fünfte Jahr kann eine Pauschalgebühr von 290 Euro gezahlt werden. 
Die Fälligkeit dieser Gebühr sowie die Zahlungsfristen hiefür richten sich nach 
den Bestimmungen, die auf die erste an das Patentamt zu zahlende Jahresgebühr 
anzuwenden sind (Abs. 1 und 3). Bei Zahlung nach Fälligkeit ist kein Zuschlag zu 
zahlen. 

(4) Anstelle der jährlichen Zahlung der Jahresgebühren bis einschließlich je-
ner für das sechste Jahr kann eine Pauschalgebühr von 360 Euro gezahlt werden. 
Die Fälligkeit dieser Gebühr sowie die Zahlungsfristen hierfür richten sich nach 
den Bestimmungen, die auf die erste an das Patentamt zu zahlende Jahresgebühr 
anzuwenden sind (Abs. 1 und 3). Bei Zahlung nach Fälligkeit ist kein Zuschlag zu 
zahlen. 

(5) Anstelle der jährlichen Zahlung der Jahresgebühren für das sechste bis 
zehnte Jahr kann eine Pauschalgebühr von 820 Euro gezahlt werden. Die Fällig-
keit dieser Gebühr sowie die Zahlungsfristen hiefür richten sich nach den Bestim-

(5) Anstelle der jährlichen Zahlung der Jahresgebühren für das siebente bis 
zehnte Jahr kann eine Pauschalgebühr von 1 350 Euro gezahlt werden. Die Fällig-
keit dieser Gebühr sowie die Zahlungsfristen hierfür richten sich nach den Be-
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mungen, die auf die Jahresgebühr für das sechste Jahr anzuwenden sind (Abs. 1 
und 3). Bei Zahlung nach Fälligkeit ist neben dieser Pauschalgebühr ein Zuschlag 
von 20 vH dieser Gebühr zu zahlen. 

stimmungen, die auf die Jahresgebühr für das siebente Jahr anzuwenden sind 
(Abs. 1 und 3). Bei Zahlung nach Fälligkeit ist neben dieser Pauschalgebühr ein 
Zuschlag von 20 vH dieser Gebühr zu zahlen. 

Für die Anmeldung zu zahlende Gebühren 
§ 22. Für die Anmeldung sind folgende Gebühren zu zahlen: 

 1. Anmeldegebühr 
 a) für eine Marke........................... .................... .............................80 Euro,
 darin enthalten ein Entgelt für die Recherche in Höhe von ..........30 Euro,
 b) für eine Verbandsmarke.. ................. ........................................320 Euro,
 darin enthalten ein Entgelt für die Recherche in Höhe von ..........30 Euro,
 2. Klassengebühr, sofern das Verzeichnis der Waren und-

Dienstleistungen nicht mehr als drei Klassen umfasst ....................20 Euro,
 für jede weitere Klasse ....................................................................25 Euro.

Gebühren des Eintragungsverfahrens 
§ 22. (1) Für die Anmeldung sind folgende Gebühren zu zahlen: 

 1. Anmeldegebühr 
 a) für eine Marke...........................................................................300 Euro, 
 darin enthalten ein Entgelt für die Recherche in Höhe von.......... 40 Euro, 
 b) für eine Verbandsmarke.. .......................................................1 140 Euro, 
 darin enthalten ein Entgelt für die Recherche in Höhe von......... .40 Euro, 
 2. Klassengebühr für jede Klasse ab der 4. Klasse .............................. 40 Euro 
 3. Druckkostenbeitrag, dessen Höhe mit Verordnung festzusetzen ist. 

 (2) Wenn die Anmeldung nicht zur Registrierung führt, ist von der unter 
Abs. 1 Z 1 genannten Gebühr folgender Betrag zurückzuzahlen 
 a) für eine Marke......................………………………………….100 Euro, 
 b) für eine Verbandsmarke......................………………………..400 Euro. 

(3) Wird die Anmeldung vor Zustellung einer nicht die Einzahlung der Ge-
bühren betreffenden schriftlichen Aufforderung zur Mängelbehebung und vor 
Erstellung der Ähnlichkeitsrecherche zurückgezogen, so ist jeweils das Doppelte 
der in Abs. 2 genannten Beträge zurückzuzahlen. 

(4) Wird die Klassengebühr nur unvollständig bezahlt, so hat der Anmelder 
über amtliche Aufforderung nach seiner Wahl entweder die fehlenden Gebühren 
zu entrichten oder die Anmeldung auf jene Klassen zu beschränken, für die die 
Klassengebühr entrichtet worden ist. Andernfalls ist die Anmeldung zur Gänze 
zurückzuweisen. 

(5) Die Gebühren des Eintragungsverfahrens für einen Antrag auf Erweite-
rung des Waren- und Dienstleistungsverzeichnisses einer im Zeitpunkt der An-
tragstellung noch nicht eingetragenen Marke ergeben sich aus dem Gebührenan-
satz gemäß Abs. 1 Z 1 und Z 2 reduziert um den Betrag gemäß Abs. 2. Wird der 
Antrag auf Erweiterung vor Zustellung einer nicht die Einzahlung der Gebühren 
betreffenden schriftlichen Aufforderung zur Mängelbehebung des Antrags auf 
Erweiterung und vor Erstellung der Ähnlichkeitsrecherche zum Antrag auf Erwei-
terung zurückgezogen, so sind die in Abs. 2 genannten Beträge zurückzuzahlen. 
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Für die Registrierung zu zahlende Gebühren 

§ 23. Für die Registrierung sind folgende Gebühren zu zahlen: 
 1. Schutzdauergebühr 
 a) für eine Marke........................... .................. .............................200 Euro,
 b) für eine Verbandsmarke.. ................. ........................................800 Euro,
 2. Druckkostenbeitrag, dessen Höhe mit Verordnung festzusetzen ist. 

Widerspruchsgebühr 
§ 23. Für den Widerspruch gegen die Markenregistrierung ist eine Gebühr 

von 150 Euro zu zahlen. 

§ 27. (1) bis (2) ... § 27. (1) bis (2) ... 
(3) Alle gezahlten Veröffentlichungsgebühren und Druckkostenbeiträge sind 

zurückzuzahlen, wenn keine Veröffentlichung oder Drucklegung erfolgt, es sei 
denn, die technischen Vorbereitungen der Veröffentlichung oder Drucklegung sind 
bereits abgeschlossen. Die Schutzdauergebühr für Marken ist zurückzuzahlen, 
wenn die Anmeldung nicht zur Registrierung führt. 

(3) Alle gezahlten Veröffentlichungsgebühren und Druckkostenbeiträge sind 
zurückzuzahlen, wenn keine Veröffentlichung oder Drucklegung erfolgt, es sei 
denn, die technischen Vorbereitungen der Veröffentlichung oder Drucklegung sind 
bereits abgeschlossen. 

(4) … (4) … 
§ 31. (1) Werden die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über das Ausmaß 

von Gebühren geändert, so sind die neuen Bestimmungen unbeschadet des Abs. 2 
und 3 auf alle Zahlungen anzuwenden, die nach dem Inkrafttreten dieser Bestim-
mungen geleistet werden, oder vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmungen geleis-
tet werden, aber für Anträge bestimmt sind, die nach dem Inkrafttreten dieser 
Bestimmungen überreicht werden. 

§ 31. 

(2) Gestundete Gebühren sind in dem Ausmaß zu zahlen, das zur Zeit der 
Stundungsbewilligung in Geltung stand. 

(3) Bei Wiedereinsetzungsanträgen sind Gebühren, deren Zahlung versäumt 
wurde, in dem zur Zeit der Einbringung des Wiedereinsetzungsantrages geltenden 
Ausmaß zu zahlen. 

(1) Gestundete Gebühren sind in dem Ausmaß zu zahlen, das zur Zeit der 
Stundungsbewilligung in Geltung stand. 

(2) Bei Wiedereinsetzungsanträgen sind Gebühren, deren Zahlung versäumt 
wurde, in dem zur Zeit der Einbringung des Wiedereinsetzungsantrages geltenden 
Ausmaß zu zahlen. 

§ 35. (1) Für Patentanmeldungen und Patente, hinsichtlich der der Bekannt-
machungsbeschluss gemäß § 101 Abs. 1 des Patentgesetzes 1970 in der vor dem 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 149/2004 geltenden Fassung gefasst 
wird, sind die Jahresgebühren, die Aussetzungsgebühr und die Gebühr für den 
Einspruch nach Maßgabe der Abs. 2 bis 9 zu zahlen. 

§ 35. (1) Für Patentanmeldungen und Patente, hinsichtlich der der Bekannt-
machungsbeschluss gemäß § 101 Abs. 1 des Patentgesetzes 1970 in der vor dem 
In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 149/2004 geltenden Fassung 
gefasst wurde, sind die Jahresgebühren nach Maßgabe der Abs. 2 bis 6 zu zahlen. 

(2) Die erste und zweite Jahresgebühr sind in der im § 166 Abs. 3 des Patent-
gesetzes 1970 in der vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 149/2004 geltenden Fassung angegebenen Höhe zu zahlen. Die Gebühr für 
Zusatzpatente ist in der im § 166 Abs. 4 des Patentgesetzes 1970 in der vor dem 

(2) Die erste Jahresgebühr ist in der im § 166 Abs. 3 des Patentgesetzes 1970 
in der vor dem In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 149/2004 gelten-
den Fassung angegebenen Höhe zu zahlen. Die Gebühr für Zusatzpatente ist in der 
im § 166 Abs. 4 des Patentgesetzes 1970 in der vor dem In-Kraft-Treten des ge-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Inkrafttreten des genannten Bundesgesetzes geltenden Fassung angegebenen Höhe 
zu zahlen. 

nannten Bundesgesetzes geltenden Fassung angegebenen Höhe zu zahlen. 

(3) Die Höhe der weiteren Jahresgebühren bestimmt sich nach § 6 Abs. 2. (3) Die Höhe der weiteren Jahresgebühren bestimmt sich nach § 6 Abs. 2. 
(4) Die Jahresgebühren sind, vom Tag der Bekanntmachung der Anmeldung 

im Patentblatt an gerechnet, von Jahr zu Jahr im vorhinein fällig. Wird das Patent 
jedoch erst nach Beginn des zweiten oder eines weiteren Jahres, vom Tag der 
Bekanntmachung der Anmeldung im Patentblatt an gerechnet, rechtskräftig erteilt, 
so sind die Jahresgebühren für diese Jahre mit dem Tag nach der Zustellung der 
Benachrichtigung des Patentinhabers von der Eintragung des Patentes in das Pa-
tentregister fällig. 

(4) Die Jahresgebühren sind, vom Tag der Bekanntmachung der Anmeldung 
im Patentblatt an gerechnet, von Jahr zu Jahr im Vorhinein fällig. Wird das Patent 
jedoch erst nach Beginn des sechsten oder eines weiteren Jahres, vom Tag der 
Bekanntmachung der Anmeldung im Patentblatt an gerechnet, rechtskräftig erteilt, 
so sind die Jahresgebühren für diese Jahre mit dem Tag nach der Zustellung der 
Benachrichtigung des Patentinhabers von der Eintragung des Patentes in das Pa-
tentregister fällig. 

(5) Die Jahresgebühr für das erste Jahr ist innerhalb von vier Monaten nach 
dem Tag der Bekanntmachung der Anmeldung im Patentblatt einzuzahlen; andern-
falls gilt die Anmeldung als zurückgenommen. 

 

(6) Die Jahresgebühren für das zweite und die weiteren Jahre können drei 
Monate vor ihrer Fälligkeit entrichtet werden. Sie sind spätestens innerhalb von 
sechs Monaten nach der Fälligkeit zu entrichten. Bei jeder Zahlung nach dem 
Fälligkeitstag ist neben der Jahresgebühr ein Zuschlag von 20 vH der Jahresge-
bühr zu zahlen. Der Zuschlag entfällt bei der Zahlung von Jahresgebühren, die erst 
mit der Benachrichtigung von der Eintragung des Patentes in das Patentregister 
fällig werden (Abs. 4). 

(5) Die Jahresgebühren für das sechste und die weiteren Jahre können drei 
Monate vor ihrer Fälligkeit entrichtet werden. Sie sind spätestens innerhalb von 
sechs Monaten nach der Fälligkeit zu entrichten. Bei jeder Zahlung nach dem 
Fälligkeitstag ist neben der Jahresgebühr ein Zuschlag von 20 vH der Jahresge-
bühr zu zahlen. Der Zuschlag entfällt bei der Zahlung von Jahresgebühren, die erst 
mit der Benachrichtigung von der Eintragung des Patentes in das Patentregister 
fällig werden (Abs. 4). 

(7) Die erste Jahresgebühr wird zur Hälfte zurückerstattet, wenn die Anmel-
dung nach ihrer Bekanntmachung im Patentblatt zurückgenommen oder zurück-
gewiesen wird. § 27 Abs. 1 und 4 ist anzuwenden. 

(6) Die erste Jahresgebühr wird zur Hälfte zurückerstattet, wenn die Anmel-
dung nach ihrer Bekanntmachung im Patentblatt zurückgenommen oder zurück-
gewiesen wird. § 27 Abs. 1 und 4 ist anzuwenden. 

(8) Die Gebühr für den Antrag gemäß § 101 Abs. 4 in der vor dem Inkrafttre-
ten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 149/2004 geltenden Fassung, die Bekanntma-
chung einer Patentanmeldung mehr als drei Monate auszusetzen, beträgt für je 
angefangene drei Monate des die ersten drei Monate übersteigenden Zeitraumes 
58 Euro. Wenn die Aussetzung nicht für die volle beantragte Dauer bewilligt wird, 
ist der Mehrbetrag zurückzuerstatten. 

 

(9) Die Gebühr für den Einspruch beträgt 150 Euro.  
§ 36. (1) Die §§ 3 und 4 sind hinsichtlich der Zahlung der Veröffentlichungs-

gebühren auch für Patentanmeldungen gemäß § 174 Abs. 5 des Patentgeset-
zes 1970 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 149/2004 anzuwenden. 

§ 36. (1) Für Anmeldungen und Anträge, die vor dem In-Kraft-Treten des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2009 eingereicht werden, sind die §§ 3, 10 Z 1, 
§§ 11, 12 Z 1, §§ 13, 14, 15, 22, 23 und 27 Abs. 3 in der vor dem Inkrafttreten des 
genannten Bundesgesetzes geltenden Fassung weiter anzuwenden. 
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 (2) Für Jahresgebühren für Patente und Gebrauchsmuster sowie für Pauschal-

gebühren für Gebrauchsmuster, deren Fälligkeitstag vor dem In-Kraft-Treten des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2009 liegt, sind die § 6 Abs. 1 und 2, § 9 Abs. 1 
und 2, § 16 Abs. 1, 2, 4 und 5 und § 35 in der vor In-Kraft-Treten des BGBl. I 
Nr. xxx/2009 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

(2) Für Patentanmeldungen gemäß Abs. 1 gelten vor dem Inkrafttreten des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 149/2004 bewilligte Stundungen der Anmeldegebühr 
oder einer Jahresgebühr bis zum Ablauf der Zahlungsfrist für die vierte nach der 
Bekanntmachung der Patenterteilung fällig werdende Jahresgebühr. Die Stundung 
umfasst auch die Veröffentlichungsgebühren. 

(3) Gebührenstundungen, die für vor dem In-Kraft-Treten des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. xxx/2009 bewilligt wurden, gelten vorbehaltlich Abs. 4 bis zum 
Ablauf der Zahlungsfrist für die sechste Jahresgebühr. Die Stundungen umfassen 
auch die Veröffentlichungsgebühren. 

 (4) Jahresgebühren bis zum fünften Jahr der Laufzeit, die gemäß Abs. 3 ge-
stundet wurden, gelten als erlassen. Für Gebühren, deren Zahlungsfrist gemäß § 7 
in der vor In-Kraft-Treten des BGBl. I Nr. xxx/2009 geltenden Fassung nach dem 
fünften Jahr der Laufzeit endet, bleibt die Zahlungsfrist unverändert. 

(5) Für jede der im Patentverträge-Einführungsgesetz vorgesehenen Veröf-
fentlichung einer Übersetzung einer europäischen Patentschrift oder ihrer Berich-
tigung für europäische Patente, für die die Veröffentlichung des Hinweises auf die 
Erteilung des europäischen Patentes vor dem In-Kraft-Treten des Übereinkom-
mens über die Anwendung des Artikels 65 des Übereinkommens über die Ertei-
lung europäischer Patente im Europäischen Patentblatt bekannt gemacht wurde, ist 
eine Veröffentlichungsgebühr zu zahlen. Die Veröffentlichungsgebühr beträgt 
180 Euro sowie zusätzlich, je nach Zahl der Seiten der eingereichten Übersetzung 
oder ihrer Berichtigung, ab der 16. Seite für jeweils 15 Seiten 130 Euro.“ 

§ 40. (1) bis (5) ... § 40. (1) bis (5) ... 
 (6) Der 1., 5. und 9. Abschnitt des 2. Hauptstückes des Inhaltsverzeichnisses, 

§ 2 Z 11, § 3 samt Überschrift, § 6 Abs. 1 und 2, § 7 Abs. 1, § 9 Abs. 1 und 2, § 10 
Z 1, §§ 11, 12 Z 1, §§ 13 und 14, § 15 samt Überschrift, § 16 Abs. 1, 2, 4 und 5, 
§ 22 samt Überschrift, § 27 Abs. 3, §§ 31, 35 und 36 Abs. 1 bis 4 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2009 treten am 1. Jänner 2010 in Kraft. 
Zugleich treten § 23 samt Überschrift und § 31 Abs. 1 in der bisher geltenden 
Fassung außer Kraft. 

(7)  Der neue § 23 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2009 tritt am 1. Juli 2010 in Kraft. 

(8) §§ 8 und 36 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
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Nr. xxx/2009 treten mit dem In-Kraft-Treten des Übereinkommens über die An-
wendung des Artikels 65 des Übereinkommens über die Erteilung europäischer 
Patente in Kraft. 

 


